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Merkblatt zur betrieblichen Altersversorgung der 
Freien und Hansestadt Hamburg
Sehr geehrte Mitarbeiterin, sehr geehrter Mitarbeiter,

dieses Merkblatt soll Ihnen einen kurzen Überblick über die betriebliche Altersversorgung für die Be-
schäftigten der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) geben. 

Allgemeines
Eine betriebliche Altersversorgung liegt vor, wenn der Arbeitgeber seinen Tarifbeschäftigten aus Anlass 
eines Arbeitsverhältnisses Versorgungsleistungen bei Alter, Invalidität und / oder Tod zusagt. Die be-
triebliche Altersversorgung stellt neben der gesetzlichen Vorsorge und der privaten Vorsorge eine der 
drei Säulen der Altersvorsorge in Deutschland dar und ist Ausdruck der sozialen Komponente eines 
Arbeitsverhältnisses.

Die betriebliche Altersversorgung bei der FHH wird bereits bei Begründung des Beschäftigungsver-
hältnisses obligatorisch für alle Beschäftigten durch das Hamburgische Zusatzversorgungsgesetz 
(HmbZVG) gewährleistet. Ergänzend dazu können Beschäftigte verlangen, dass für sie zusätzlich eine 
Direktversicherung im Wege der Entgeltumwandlung abgeschlossen wird.

Zusatzversorgung der Freien und Hansestadt Hamburg 
Bei der  betrieblichen Altersversorgung der FHH handelt es sich um eine im Grundsatz arbeitgeber-
finanzierte Leistung. Anders als die betriebliche Altersversorgung bei Bund, Ländern und Kommunen 
sowie den sonstigen Arbeitgebern des öffentlichen Dienstes wird sie nicht über die Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder (VBL) oder einer anderen Pensionskasse des öffentlichen Dienstes auf 
Grundlage eines besonderen Tarifvertrags (z.B. Tarifvertrag über die betriebliche Altersversorgung der 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes - ATV) durchgeführt. Aus diesem Grund unterscheiden sich die 
hamburgischen Bestimmungen in wesentlichen Punkten von den Zusatzversorgungsregelungen an-
derer Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes. Bei einem Arbeitgeberwechsel von oder zu der FHH ist 
eine Übertragung von Versorgungsanwartschaften auf die jeweils andere Versorgungseinrichtung nicht 
möglich.

Zusätzliche Möglichkeit der Entgeltumwandlung / Direktversicherung
Unabhängig von der Versorgungszusage nach dem HmbZVG haben Arbeitnehmer, die in der gesetz-
lichen Rentenversicherung pflichtversichert sind, nach den Vorschriften des Betriebsrentengesetzes 
(BetrAVG) einen Anspruch auf Umwandlung von Gehaltsteilen in eine betriebliche Altersversorgung 
(Entgeltumwandlung). Die Entgeltumwandlung erfolgt für die Beschäftigten der FHH auf Grundlage des 
Tarifvertrages zur Entgeltumwandlung für die Beschäftigten des Bundes und der Länder (TV-EntgeltU-
B/L) ausschließlich im Wege einer Direktversicherung. Über die Möglichkeiten einer Entgeltumwandlung 
kann die Personalabteilung nähere Auskunft geben.

Beiträge zur Zusatzversorgung
Als flankierenden Beitrag zur Finanzierung der betrieblichen Altersversorgung entrichten die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer der FHH einen Beitrag zur Versorgung. Seit dem 1. Januar 2017 beträgt 
dieser Beitrag 1,65% des steuerpflichtigen Bruttoentgelts. Der Beitrag ist kein Versicherungsbeitrag und 
steht in keinem direkten Zusammenhang zur Höhe der späteren Versorgungsleistung.

Der Beitrag wird für die Dauer des Beschäftigungsverhältnisses bei der FHH ausschließlich durch den 
Arbeitgeber erhoben. Scheiden Beschäftigte ohne Ansprüche auf Ruhegeld oder Anwartschaften auf 
Betriebsrente aus, werden die entrichteten Beiträge vollständig erstattet.



Voraussetzungen für einen Anspruch auf Ruhegeld 
Beschäftigte der FHH haben im Versorgungsfall Anspruch auf ein Ruhegeld, wenn sie mindestens fünf 
Jahre durchgehend beschäftigt waren und damit die notwendige Wartezeit erfüllt haben. 

Der Versorgungsfall tritt ein, wenn Beschäftigte wegen der Bewilligung einer Rente wegen Alters als 
Vollrente aus dem Beschäftigungsverhältnis ausscheiden oder das Beschäftigungsverhältnis wegen Er-
werbsminderung vollständig ruht oder endet. 

Die Zahlung der Zusatzversorgung ist antragsgebunden. Der Antrag ist über die Personalabteilung zu 
stellen. Dort sind auch die Antragsformulare erhältlich.

Berechnung des Ruhegeldes
Der Berechnung des Ruhegeldes liegen im Wesentlichen folgende Merkmale zugrunde: 

•	 Beschäftigungszeiten, die im hamburgischen öffentlichen Dienst zurückgelegt wurden, soweit sie 
ruhegeldfähig sind; 

•	 die zuletzt bezogenen Bezüge, wie Tabellenentgelt, Zulagen und sonstige Bezüge, soweit sie 
ruhegeldfähig sind. 

Der monatliche Betrag des Ruhegeldes beträgt für jedes volle Jahr der ruhegeldfähigen Beschäftigungs-
zeit 0,5% der ruhegeldfähigen Bezüge. Aufstockungs- oder Zusatzleistungen sind nicht vorgesehen.

Unverfallbare Anwartschaft auf Betriebsrente bei vorzeitigem Ausscheiden
Scheiden Beschäftigte nicht wegen der Bewilligung einer Altersrente oder wegen Erwerbsminderung, 
sondern aus anderen Gründen aus, besteht kein Anspruch auf Ruhegeld. Es bleibt ihnen bei Erfüllung 
der Voraussetzungen eine unverfallbare Anwartschaft auf Betriebsrente erhalten. Eine Anwartschaft ist 
unverfallbar, wenn die Versorgungszusage (das Beschäftigungsverhältnis) ab dem 1. Januar 2018 min-
destens 3 Jahren bestanden hat und das 21. Lebensjahr im Zeitpunkt des Ausscheidens vollendet war. 

Anwartschaftsdynamik nach dem Ausscheiden
Eine unverfallbare Betriebsrentenanwartschaft, soweit sie auf Beschäftigungszeiten vom 1. Januar 2018 
bis zum Ausscheiden beruht, wird nach dem Ausscheiden bis zum Eintritt des Versorgungsfalles jährlich 
jeweils zum 1. Juli um 1% erhöht.

Regelmäßige Anpassung der Versorgungsleistung
Die Zusatzversorgung (Ruhegeld oder Betriebsrente) wird nach Beginn der Versorgungszahlung jedes 
Jahr zum 1. Juli um 1% erhöht. Sie wird monatlich am Monatsletzten gezahlt.

Bei Tod von Beschäftigten oder Versorgten haben die Ehegatten/Lebenspartner, und bei Erfüllung der 
Voraussetzungen auch Kinder, Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung.

Ansprechpartner für die betriebliche Altersversorgung
Weitere Informationen finden Sie im Personalportal, das auch auf Angebote des Zentrums für Perso-
naldienste (ZPD), insbesondere den Zusatzversorgungsrechner des ZPD, verweist. Unmittelbare An-
sprechpartner der Beschäftigten für Fragen rund um die betriebliche Altersversorgung bei der FHH sind 
die jeweiligen Personalabteilungen. 


